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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe 2021“ 
und zur vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht 
wegen Starkregenfällen und Hochwassern im Juli 2021 sowie zur 
Änderung weiterer Gesetze 
(Aufbauhilfegesetz 2021 - AufbhG 2021) 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 239. Sitzung am 7. September 2021 auf-

grund der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Haushaltsausschusses 

– Drucksache 19/32275 – den von den Fraktionen der CDU/CSU und SPD ein-

gebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens 

„Aufbauhilfe 2021“ und zur vorübergehenden Aussetzung der 

Insolvenzantragspflicht wegen Starkregenfällen und Hochwassern  

im Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze 

(Aufbauhilfegesetz 2021 – AufbhG 2021) 

– Drucksache 19/32039 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 28.09.21 
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1. Artikel 1 § 2 Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

2.„ Maßnahmen zur Wiederherstellung der Infrastruktur der betroffenen Länder, Gemeinden 

und des Bundes sowie weiterer öffentlich-rechtlicher Körperschaften einschließlich der 

Gebäude und Einrichtungen von Religionsgemeinschaften, soweit sie Körperschaften des 

öffentlichen Rechts sind, sowie unabhängig von der Trägerschaft von Infrastrukturen des 

Personenverkehrs und des Schienengüterverkehrs einschließlich der Bereitstellung von 

insbesondere Ersatzmobilität im öffentlichen Personennahverkehr bis zur Wiederherstellung 

der Infrastrukturen.“

2. Artikel 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe zu § 246c wie folgt gefasst: 

„§ 246c Sonderregelungen für bestimmte mobile bauliche Anlagen und mobile 

Infrastruktureinrichtungen in von Hochwasserkatastrophen betroffenen 

Gemeinden“. 

b) In Nummer 2 wird § 246c wie folgt gefasst:

„§ 246c 

Sonderregelungen für bestimmte mobile bauliche Anlagen und mobile 

Infrastruktureinrichtungen in von Hochwasserkatastrophen betroffenen Gemeinden 

(1) In Gemeinden, die von einer Hochwasserkatastrophe im Gemeindegebiet betroffen 

sind, kann bei der Zulassung von Vorhaben, die die Errichtung mobiler baulicher Anlagen zur 

Wohnnutzung, mobiler Infrastruktureinrichtungen oder mobiler baulicher Anlagen für Läden 

oder nicht störende Handwerksbetriebe zur Deckung des täglichen Bedarfs der Bewohner der 

Umgebung zum Inhalt haben, bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 von den Vorschriften 

dieses Gesetzbuchs oder den auf Grund dieses Gesetzbuchs erlassenen Vorschriften in 

erforderlichem Umfang auf längstens fünf Jahre befristet abgewichen werden, wenn diese 

dringend benötigten baulichen Anlagen oder dringend benötigten Infrastruktureinrichtungen 

im Gebiet der Gemeinde, in der sie entstehen sollen, als mobile oder nicht mobile Anlagen 

nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stehen. Satz 1 ist entsprechend anwendbar, wenn 

das Vorhaben in einer Nachbargemeinde einer Gemeinde im Sinne des Satzes 1 ausgeführt 

werden soll und dringend benötigte in Satz 1 genannte bauliche Anlagen oder dringend 

benötigte Infrastruktureinrichtungen im Gebiet der betroffenen Gemeinde und in dieser 

Nachbargemeinde als mobile oder nicht mobile Anlagen nicht oder nicht rechtzeitig zur 

Verfügung stehen. 

(2) Bei Vorhaben nach Absatz 1 im Außenbereich gilt § 18 Absatz 3 Satz 2 des 

Bundesnaturschutzgesetzes bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 entsprechend. 

(3) Die Befristung in Absatz 1 auf den Ablauf des 31. Dezember 2022 bezieht sich auf den 

Zeitraum, bis zu dessen Ende im bauaufsichtlichen Zulassungsverfahren von der Vorschrift 

Gebrauch gemacht werden kann. Die in Absatz 1 genannte Frist von fünf Jahren bezieht sich 

auf die Geltungsdauer der Genehmigung. 

(4) Die Länder können durch Landesrecht ergänzende Bestimmungen zum Rückbau der 

in Absatz 1 genannten Vorhaben treffen.
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(5) § 36 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass das Einvernehmen nur dann aus 

den sich aus den §§ 31, 33 bis 35 ergebenden Gründen versagt werden kann, wenn die 

städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets der Gemeinde, in der das Vorhaben 

ausgeführt werden soll, beeinträchtigt würde. Abweichend von § 36 Absatz 2 Satz 2 gilt bis 

zum Ablauf des 31. Dezember 2022 das Einvernehmen als erteilt, wenn es nicht innerhalb 

eines Monats verweigert wird.“ 

3. Artikel 10 wird wie folgt gefasst:

Artikel 10‚ 

Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes

Dem § 18 Absatz 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 

2396; 1994 I S. 2439), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1737) 

geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Eine wesentliche Änderung des Grundrisses oder Aufrisses einer Betriebsanlage im Sinne von Satz 4 

liegt insbesondere nicht vor, wenn sie im Zuge des Wiederaufbaus nach einer Naturkatastrophe 

erforderlich ist, um diese vor Naturereignissen zu schützen, und in einem räumlich begrenzten 

Korridor entlang des Trassenverlaufs erfolgt.“ ‘ 

4. Artikel 12 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 0 vorangestellt: 

‚0. § 28a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt: 

„2a. Verpflichtung zur Vorlage eines Impf-, Genesenen- oder Testnachweises.“ 

b) Absatz 3 Satz 2 bis 13 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Zum präventiven Infektionsschutz können insbesondere die in Absatz 1 Nummer 1, 2, 

2a, 4 und 17 genannten Schutzmaßnahmen ergriffen werden. Weitergehende 

Schutzmaßnahmen sollen unter Berücksichtigung des jeweiligen regionalen und 

überregionalen Infektionsgeschehens mit dem Ziel getroffen werden, eine drohende 

Überlastung der regionalen und überregionalen stationären Versorgung zu vermeiden. 

Wesentlicher Maßstab für die weitergehenden Schutzmaßnahmen ist insbesondere die 

Anzahl der in Bezug auf die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) in ein Krankenhaus 

aufgenommenen Personen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen. Weitere 

Indikatoren wie die unter infektionsepidemiologischen Aspekten differenzierte Anzahl 

der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner innerhalb 

von sieben Tagen, die verfügbaren intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten und 

die Anzahl der gegen die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) geimpften Personen 

sollen bei der Bewertung des Infektionsgeschehens berücksichtigt werden. Die 

Landesregierungen können im Rahmen der Festlegung der Schutzmaßnahmen unter 

Berücksichtigung der jeweiligen stationären Versorgungskapazitäten in einer 

Rechtsverordnung nach § 32 Schwellenwerte für die Indikatoren nach den Sätzen 4 und 5 

festsetzen; entsprechend können die Schutzmaßnahmen innerhalb eines Landes regional 

differenziert werden. Das Robert Koch-Institut veröffentlicht im Internet unter 

https://www.rki.de/covid-19-trends werktäglich nach Altersgruppen differenzierte und
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mindestens auf einzelne Länder und auf das Bundesgebiet bezogene Daten zu Indikatoren 

nach den Sätzen 4 und 5. Die Länder können die Indikatoren nach den Sätzen 4 und 5 

landesweit oder regional differenziert auch statt bezogen auf 100 000 Einwohner bezogen 

auf das Land oder die jeweilige Region als Maßstab verwenden.“

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Wörter „soweit und solange sich die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) 

nur in einzelnen Ländern ausbreitet und das Parlament in einem betroffenen Land 

die Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 dort feststellt“ werden durch die Wörter 

„soweit und solange die konkrete Gefahr der epidemischen Ausbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) in einem Land besteht und das Parlament 

in dem betroffenen Land die Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 für das Land 

feststellt“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Feststellung nach Satz 1 gilt als aufgehoben, sofern das Parlament in dem 

betroffenen Land nicht spätestens drei Monate nach der Feststellung nach Satz 1 die 

weitere Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 für das Land feststellt; dies gilt 

entsprechend, sofern das Parlament in dem betroffenen Land nicht spätestens drei 

Monate nach der Feststellung der weiteren Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 die 

weitere Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 erneut feststellt.“ ‘

b) In Nummer 1 wird dem Buchstaben a folgender Buchstabe a0 vorangestellt:  

‚a0) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine epidemische Lage von nationaler 
Tragweite festgestellt hat und soweit dies zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-
Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist, darf der Arbeitgeber in den in den Absätzen 1 und 2 
genannten Einrichtungen und Unternehmen personenbezogene Daten eines Beschäftigten über dessen 
Impf- und Serostatus in Bezug auf die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) verarbeiten, um über 
die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder über die Art und Weise einer Beschäftigung zu 
entscheiden. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des allgemeinen Datenschutzrechts.“ ‘ 

5. In Artikel 13 werden nach den Wörtern „der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des 

Grundgesetzes),“ die Wörter „der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grundgesetzes),“ eingefügt. 

6. Nach Artikel 13 werden die folgenden Artikel 14 bis 16 eingefügt:

Artikel 14‚ 

Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

§ 14a Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 18. März 2021 (BGBl. I 

S. 540) wird wie folgt geändert: 

1. Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 vorangestellt: 

1.„ der Ausstattung einer bestehenden Bahnstrecke im Zuge des Wiederaufbaus nach einer 

Naturkatastrophe mit einer Oberleitung einschließlich dafür notwendiger räumlich 

begrenzter baulicher Anpassungen, insbesondere von Tunneln mit geringer Länge oder von 

Kreuzungsbauwerken,“. 
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2. Die bisherigen Nummern 1 bis 6 werden die Nummern 2 bis 7.

Artikel 15

Änderung des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und 

Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie

§ 7 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und 

Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom 27. März 

2020 (BGBl. I S. 569, 570), das zuletzt durch Artikel 32 des Gesetzes vom 7. Juli 2021 (BGBl. I S. 2363) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In den Absätzen 1 bis 3 werden jeweils die Wörter „im Jahr 2020 und im Jahr 2021“ durch die 

Wörter „bis einschließlich 31. August 2022“ ersetzt. 

2. Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

(5)„ § 5 ist nur anzuwenden auf 

1. bis zum Ablauf des 31. August 2022 ablaufende Bestellungen von Vorständen von Vereinen, 

Parteien und Stiftungen und von sonstigen Vertretern in Organen und Gliederungen von 

Parteien sowie

2. Versammlungen und Beschlussfassungen, die bis zum Ablauf des 31. August 2022 

stattfinden.“

Artikel 16

Änderung des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und 

Strafverfahrensrecht

In Artikel 6 Absatz 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, 

Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 569), das durch Artikel 11 des 

Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3229) geändert worden ist, wird die Angabe „31. Dezember 

2021“ durch die Angabe „31. August 2022“ ersetzt.‘ 

7. Der bisherige Artikel 14 wird Artikel 17. 
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